
Aus der Priorität gefallen:
Welche humanitäre Arbeit durch die
neue Förderlogik an Raum verliert

Seit dem Frühjahr 2025 
verändern sich die Maß-
stäbe, nach denen inter-
nationale humanitäre Hilfe 

geplant und finanziert wird. Die verfügbaren Mittel sind 
stark gesunken, während der weltweite Unterstützungs-
bedarf auf einem sehr hohen Niveau liegt. Das Amt der 
Vereinten Nationen für die Koordinierung humanitärer 
Angelegenheiten, kurz OCHA, reagiert darauf mit einer 
engeren Auswahl innerhalb der globalen Hilfsplanung. 
Aus dem Kreis der Menschen, für die humanitäre Maß-
nahmen vorgesehen sind, wird eine kleinere Gruppe als 
unmittelbare Finanzierungspriorität ausgewiesen. Im 
Zentrum steht damit die Frage, wie humanitärer Bedarf 
unter zunehmender Mittelknappheit in konkrete Priori-
täten übersetzt wird und welche Rolle Deutschland in 
diesem Prozess übernimmt.

Den institutionellen Ausgangspunkt bildet der Huma-
nitarian Reset, den der Nothilfekoordinator der Verein-
ten Nationen, Tom Fletcher, im Frühjahr 2025 im Inter-
Agency Standing Committee anstieß. Der Reformprozess 
reagiert auf eine schwere Finanzierungskrise und den 
daraus entstandenen Reformdruck auf das humanitäre 
System. Dessen Strukturen und Planungen waren auf ein 
Mittelvolumen ausgerichtet, das absehbar nicht mehr 
verfügbar war. Der Reset soll die internationale humani-
täre Hilfe an diese veränderten Bedingungen anpassen. 

Bereits diese Zahl lag deutlich unter dem Vorjahreswert. Im 
Global Humanitarian Overview 2025 waren noch über 300 
Millionen Menschen mit humanitärem Unterstützungsbedarf 
erfasst worden. Die Ausgangsplanung für 2026 beruhte damit 
bereits auf einer engeren Bestimmung des berücksichtigten 
Bedarfs. Die geplanten Maßnahmen sollten jedoch lediglich 
135 Millionen Menschen erreichen. Innerhalb dieser bereits 
begrenzten Zielgruppe wurden 87 Millionen Menschen 
als unmittelbare Finanzierungspriorität ausgewiesen. 
Für diese 87 Millionen Menschen veranschlagte OCHA 
zunächst 23 Milliarden US Dollar. Der Finanzierungsbedarf 
für alle geplanten Maßnahmen zugunsten der 135 
Millionen Menschen lag bei rund 33 Milliarden US Dollar.  
Die Hyperpriorisierung setzt damit auf einer bereits enger 
gefassten Ausgangsplanung auf und nimmt innerhalb 
dieser eine weitere Auswahl vor. Sie legt fest, für welchen 
Teil der vorgesehenen Zielgruppe unter den bestehenden 
Finanzierungsbedingungen vorrangig Mittel mobilisiert 
werden. 

Wie stark sich der Kreis der berücksichtigten Menschen durch 
die neue Priorisierung verengte, zeigt die im Dezember 2025 
veröffentlichte Ausgangsplanung des Global Humanitarian 
Overview 2026. OCHA erfasste weltweit 239 Millionen 
Menschen mit humanitärem Unterstützungsbedarf.

239 Mio. Menschen
mit humanitärem Unterstützungsbedarf

135 Mio. Menschen
als geplante Zielgruppe humanitärer Maßnahmen

87 Mio. Menschen
als unmittelbare Finanzierungspriorität

Der Humani-
tarian Reset

1
  Inter Agency Standing Committee (IASC), The Humanitarian Reset: ERC letter to IASC Principals, 10. März 2025.
  United Nations Office for the Coordination of Humanitarian Affairs (OCHA), “Life by life”: UN launches US$33 billion aid appeal with urgent call for 
global solidarity, 7. Dezember 2025.
  United Nations Office for the Coordination of Humanitarian Affairs (OCHA), UN, partners unveil hyper-prioritized aid appeal amid “cruel math” of 
brutal funding cuts, 16. Juni 2025.

Vom humanitären Bedarf zur
unmittelbaren Finanzierungspriorität

OCHA, Global Humanitarian Overview 2026,
Ausgangsplanung Dezember 2025.

Die Einführung der Hyperpriorisierung



Auch im deutschen Bundeshaushalt zeigt sich der Rückgang 
der humanitären Finanzierung deutlich. Im Jahr 2024 
standen im Titel „Humanitäre Hilfsmaßnahmen im Ausland“ 
rund 2,23 Milliarden Euro zur Verfügung. Der Ansatz sank 
2025 auf 1,05 Milliarden Euro. Dies entspricht einer Kürzung 
um rund 53 Prozent. Für 2026 wurden erneut rund 1,05 
Milliarden Euro angesetzt. 

Die Bundesregierung begründet diese Entwicklung mit 
steigenden humanitären Bedarfen bei sinkenden Mitteln 
und angespannten Haushaltslagen. Daraus leitet sie 
eine größere Bedeutung des effizienten Mitteleinsatzes 
ab. Für die Höhe des Haushaltstitels verweist sie auf die 
Budgethoheit des Bundestages. Fair Share Modelle erkennt 
sie als Instrumente zur internationalen Vergleichbarkeit 
an. Einen verbindlichen Einfluss auf die verfügbaren 
Haushaltsmittel schreibt sie ihnen nicht zu. 

Parallel zur Absenkung des deutschen Finanzierungsbeitrags 
unterstützt die Bundesregierung den Humanitarian 
Reset aktiv. Im März 2026 erklärte sie, ihre eigene 
Prioritätensetzung orientiere sich „in weiten Teilen“ an der 
Priorisierung durch OCHA. Deutschland führte zu diesem 
Zeitpunkt den Vorsitz in der OCHA Donor Support Group 
und begleitete den Reformprozess damit auch institutionell. 

Diese Ausrichtung ist in der Strategie des Auswärtigen 
Amts zur humanitären Hilfe verankert. Deutschland will das 
internationale System stärker auf die dringendsten Bedarfe 
ausrichten. Zugleich kündigt das Auswärtige Amt an, die 
Koordinierungsrolle von OCHA durch sein Engagement in 
der OCHA Donor Support Group weiter zu stärken.  

Deutschlands Mitverantwortung zeigt sich damit 
auf zwei Ebenen. Die starke Kürzung des deutschen 
Haushaltsansatzes trägt zur Verengung des internationalen 
Finanzierungsrahmens bei. Zugleich unterstützt die 
Bundesregierung den Humanitarian Reset institutionell 
und orientiert ihre eigene Prioritätensetzung weitgehend 
an OCHA.

Deutschlands MitverantwortungDer globale Finanzierungskontext

Die Finanzlücke, auf die OCHA mit der Hyperpriorisierung 
reagierte, hatte sich 2025 erheblich vergrößert. Nach 
Berechnungen von ALNAP sank das weltweite Volumen 
humanitärer Finanzierung um 20 Prozent auf 33,3 
Milliarden US Dollar. Innerhalb von zwei Jahren standen 
dem humanitären System damit fast 30 Prozent weniger 
Mittel zur Verfügung. 

Preisbereinigt fiel das Finanzierungsvolumen ungefähr 
auf den Stand von 2017 zurück. Damals wurden 
weltweit 141 Millionen Menschen mit humanitärem 
Unterstützungsbedarf erfasst. Ende 2025 lag diese Zahl 
bei rund 300 Millionen.  Die Finanzierungslücke hatte sich 
damit weiter verschärft und erreichte 2025 gemessen am 
Bedarf einen historischen Höchststand.

Maßgeblich für diese Entwicklung waren sinkende 
staatliche Beiträge. Die öffentliche humanitäre 
Finanzierung ging 2025 um 22 Prozent zurück.  Da 
staatliche Geber weiterhin den größten Teil der 
internationalen humanitären Hilfe finanzieren, wirkte 
sich dieser Rückgang unmittelbar auf den Umfang 
der globalen Hilfsplanung aus. OCHA richtete seine 
Finanzierungsaufrufe folglich auf einen Rahmen aus, der 
einen immer kleineren Teil des erfassten Bedarfs abdeckte. 
Mit der stärkeren Priorisierung sollte zugleich die 
Chance steigen, den verbleibenden Finanzierungsbedarf 
tatsächlich zu decken. Bereits 2025 zeigte sich jedoch, 
dass auch deutlich reduzierte Finanzierungsziele keine 
ausreichende Finanzierung garantierten.

2025 stammten 75 Prozent der öffentlichen 
humanitären Finanzierung von den zehn größten 

Gebern. Gleichzeitig kürzten 13 der 20 größten 
Geber ihre humanitären Beiträge. Dadurch können 

Entscheidungen weniger Staaten erhebliche 
Auswirkungen auf das gesamte humanitäre 

System haben.
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Die Folgen dieser Ausrichtung zeigen sich auch in der Fra-
ge, welche Formen humanitärer Arbeit innerhalb knap-
per Finanzierungsrahmen noch berücksichtigt werden. Je 
stärker sich die Mittelvergabe auf kurzfristig messbare 
Überlebenshilfe konzentriert, desto schwieriger wird die 
Finanzierung von Maßnahmen, die Schutzstrukturen er-
halten und die Handlungsfähigkeit betroffener Menschen 
stabilisieren. Ihre Bedeutung erschließt sich häufig erst 
über den konkreten Krisenverlauf, während sie in engen 
Priorisierungsrastern leichter zurücktreten. Gerade in 
langanhaltenden Krisen verlaufen die Grenzen zwischen 
humanitärer Hilfe und längerfristigen Entwicklungsansät-
zen häufig fließend. 

Die folgenden Projektbeispiele von Islamic Relief Deutsch-
land machen diese Verschiebung sichtbar. Sie zeigen An-
sätze, deren Wirkung über die unmittelbare Versorgung 
hinausreicht und die in langanhaltenden Krisen zur Stabi-
lisierung und Bewältigung akuter Krisenfolgen beitragen. 
An ihnen lässt sich nachvollziehen, welche Formen län-
gerfristiger Unterstützung bei einer stärkeren Konzentra-
tion humanitärer Finanzierung auf unmittelbar lebensret-
tende Bedarfe schwerer anschlussfähig werden können.

Einen konkreten Beitrag der bestehenden Angebote zum 
Zugang zu Beschäftigung sahen jedoch lediglich 26 Pro-
zent. In den Gesprächen mit Studierenden wurde vor al-
lem der Wunsch nach stärker praxisbezogenen Angeboten 
deutlich. Besonders häufig genannt wurden Kenntnisse im 
digitalen Marketing, in elektronischer Buchhaltung und im 
Bereich künstlicher Intelligenz. Gleichzeitig berichteten 
Studierende von Schwierigkeiten beim Berufseinstieg, 
weil ihnen praktische Erfahrung fehlt und Arbeitgeber 
diese häufig bereits für Einstiegspositionen voraussetzen.

An diesem Übergang setzt das von Islamic Relief Iraq 
umgesetzte Projekt „Verbesserung der Beschäftigungs-
fähigkeit junger Menschen durch digitale Kompetenzen in 
Halabja“ an. Es läuft von August 2025 bis November 2026 
und soll insgesamt 1.146 Menschen direkt erreichen. Ziel 
ist es, jungen Menschen bessere Voraussetzungen für den 
Zugang zu Beschäftigung zu geben und die Verbindung 
zwischen Hochschulen und dem lokalen Arbeitsmarkt zu 
stärken. 

Die wirtschaftliche Ent-
wicklung Halabjas ist eng 
mit der Konfliktgeschich-
te der Region verbunden. 
Der iranisch irakische 
Krieg und die folgenden 
Auseinandersetzungen 
haben Infrastruktur und 

Lebensgrundlagen beschädigt. Besonders tief wirkt der 
chemische Angriff auf Halabja von 1988 nach. Zugleich 
leidet die Region unter einer angespannten wirtschaft-
lichen Lage. Beschäftigungsmöglichkeiten bleiben be-
grenzt und viele Familien sind stark vom öffentlichen Sek-
tor abhängig. Für junge Menschen entsteht daraus eine 
schwierige Ausgangslage. Sie absolvieren Schule oder 
Hochschule, finden anschließend jedoch häufig keinen 
Arbeitsplatz, der ihrer Ausbildung entspricht.

Ein wesentlicher Grund liegt in der Lücke zwischen Hoch-
schulbildung und den Anforderungen des Arbeitsmarktes. 
Fehlende praktische Erfahrung und schwache Verbindun-
gen zwischen Hochschulen und privaten Arbeitgebern 
zählen zu den zentralen Hürden beim Berufseinstieg. 
Gerade in digitalen Tätigkeitsfeldern fehlen vielen jun-
gen Menschen Kompetenzen, die auf dem Arbeitsmarkt 
zunehmend verlangt werden. Frauen und Jugendliche aus 
ländlichen Gebieten stoßen zusätzlich auf Schwierigkei-
ten beim Zugang zu Qualifizierungsangeboten und beruf-
lichen Netzwerken.

Wie ausgeprägt diese Lücke ist, zeigt eine Ende 2025 von 
Islamic Relief durchgeführte Bedarfsanalyse unter Studie-
renden in Halabja. Von 219 Befragten kannten 65 Prozent 
die Angebote der Career Development Center, 70 Prozent 
bewerteten deren Zugänglichkeit positiv.

Was durch die engere Priorisierung aus dem Blick 
gerät
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Beschäftigungs-
perspektiven für 
junge Menschen 
in Halabja, Irak

für die Teilnahme am Qualifizierungsprogramm. 
Das hohe Interesse zeigt den großen Bedarf an 
zusätzlichen beruflichen Perspektiven für junge 
Menschen in Halabja.

507 Bewerbungen

Der Ansatz beginnt bereits innerhalb der Hochschulen. Das 
Career Development Center der Universität Halabja soll 
Studierende sowie Absolventinnen und Absolventen stär-
ker bei der beruflichen Orientierung unterstützen. Dafür 
werden seine technischen Möglichkeiten erweitert und die 
bestehenden Angebote weiterentwickelt. Das Zentrum soll 
langfristig eine Verbindung zwischen akademischer Aus-
bildung und Arbeitsmarkt herstellen und jungen Menschen 
auch nach Abschluss des Projekts Zugang zu Beratung und 
Qualifizierung ermöglichen.

Parallel dazu erhalten Studierende und junge Absolven-
tinnen und Absolventen Qualifizierungsangebote, die sich 
an den zuvor ermittelten Anforderungen des Arbeitsmark-
tes orientieren. Im Mittelpunkt stehen digitale Fähigkeiten 
und Kenntnisse, die den Einstieg in Beschäftigung oder 
selbstständige Erwerbstätigkeit erleichtern können. Die 
Bedarfsanalyse ist hierbei ein wichtiger Bestandteil des 
Projektansatzes: Die vermittelten Inhalte wurden anhand 
der tatsächlich geäußerten Interessen junger Menschen 
und der Anforderungen des lokalen Arbeitsmarktes aus-
gerichtet.

Berufliche Qualifikation allein löst jedoch ein weiteres Pro-
blem vieler junger Menschen in Halabja noch nicht: Ihnen 
fehlt der Zugang zu praktischer Arbeitserfahrung. Unsere 
Bedarfsanalysen beschreiben praktische Berufserfahrung 
als wiederkehrendes Hindernis. Das Projekt verbindet die 
Schulungen deshalb mit Praktika und Unterstützung bei



Die Maßnahmen stabilisieren wirtschaftliche Handlungs-
möglichkeiten und stärken Strukturen, auf die junge Men-
schen bei ihrem Übergang in das Berufsleben angewiesen 
sind. Gerade solche Wirkungen lassen sich innerhalb einer 
Förderlogik, die sich zunehmend auf unmittelbar lebens-
rettende Maßnahmen konzentriert, schwerer abbilden. 
Für die betroffenen jungen Menschen entscheidet sich 
an ihnen jedoch, welche Möglichkeiten nach einer Kri-
se bestehen, ein eigenständiges Leben aufzubauen und 
langfristig in der eigenen Region zu bleiben.

der Arbeitssuche. Unternehmen aus dem privaten Sektor 
werden einbezogen, damit junge Menschen das Gelernte 
in einem beruflichen Umfeld anwenden und erste Kontakte 
zu möglichen Arbeitgebern aufbauen können. Bis Februar 
2026 hatte Islamic Relief hierfür bereits 128 Unternehmen 
erfasst und mit der Prüfung möglicher Praktikums- und 
Beschäftigungsmöglichkeiten begonnen.

Das Projekt in Ha-
labja setzt bei jun-
gen Menschen an, 
die für den Über-
gang aus Hoch-
schule und Aus-

bildung in den Arbeitsmarkt Unterstützung benötigen. 
BRIDGES II beginnt einen Schritt früher. Für junge Waisen 
in Jordanien stellt sich bereits während des Studiums die 
Frage, ob die finanziellen Voraussetzungen für einen Ab-
schluss über mehrere Jahre gesichert werden können.

Jordanien verfügt über ein ausgebautes Bildungssys-
tem, zugleich bleibt der Zugang zu höherer Bildung für 
wirtschaftlich benachteiligte junge Menschen schwer er-
reichbar. Die nationale Armutsquote liegt bei 15,7 Prozent. 
Studiengebühren stellen für viele Haushalte eine erheb-
liche Belastung dar. Familien greifen teilweise auf Kredite 
zurück oder verkaufen Vermögenswerte, um ein Studium 
zu finanzieren. Junge Menschen verbinden ihr Studium 
deshalb häufig mit Erwerbsarbeit und tragen zugleich zum 
Haushaltseinkommen bei. 

In den Daten des Waisenpatenschaftsprogramms von Is-
lamic Relief Jordanien zeigt sich, wie früh finanzielle Unsi-
cherheit den weiteren Bildungsweg prägen kann. Zum Zeit-
punkt der Projektplanung studierten 389 junge Waisen an 
jordanischen Hochschulen, ein großer Teil von ihnen noch 
am Anfang des Studiums. Rund 76 Prozent befanden sich 
im ersten oder zweiten Studienjahr. Unter den erfassten 
Studierenden waren 63 Prozent jordanische Staatsange-
hörige, 33 Prozent palästinensische Geflüchtete. Gerade in 
dieser frühen Phase kann fehlende finanzielle Absicherung 
dazu führen, dass Studienverläufe unterbrochen werden 
oder junge Menschen stärker auf zusätzliche Erwerbsarbeit 
angewiesen sind. Für Waisen erhöht sich dieser Druck, weil 
familiäre Unterstützung häufig nur eingeschränkt zur Ver-
fügung steht.

An dieser Stelle setzt BRIDGES II an. Das von Islamic Relief 
Jordanien durchgeführte Projekt läuft von Januar 2026 
bis Ende 2028. Insgesamt sollen 70 junge Waisen beim 
Hochschulstudium unterstützt werden. Studierende aus 
der ersten Projektphase, die ihr Studium noch fortsetzen, 
werden dabei besonders berücksichtigt. Zugleich werden 
weitere junge Waisen in das Programm aufgenommen. Die 
Auswahl orientiert sich an ihrer wirtschaftlichen Situation 
und dem bisherigen Studienverlauf.

Das Projekt richtet seinen Blick zugleich auf Gruppen, de-
ren Zugang zu solchen Möglichkeiten zusätzlich erschwert 
ist. Die Unterlagen nennen insbesondere Frauen, Men-
schen mit Behinderungen und Jugendliche aus ländlichen 
Gebieten. Bei jungen Frauen können gesellschaftliche Er-
wartungen und eingeschränkte Mobilität die Teilnahme an 
Angeboten oder die Wahl bestimmter Tätigkeiten beein-
flussen. Jugendliche aus umliegenden ländlichen Gebieten 
erreichen Angebote der Hochschulen teilweise schwerer. 
Das Projekt berücksichtigt solche Zugangshürden unter 
anderem bei Auswahl und Durchführung der Maßnahmen.

Die Bedeutung des Projekts liegt damit in einem Pro-
zess, dessen Wirkung sich schrittweise entfaltet. Digitale 
Kompetenzen schaffen bessere Voraussetzungen für den 
Arbeitsmarkt. Praktische Erfahrungen erleichtern den Ein-
stieg in eine erste Beschäftigung. Ein gestärktes Career 
Development Center soll diese Unterstützung auch für 
spätere Studierendengenerationen verfügbar machen. Die 
Projektunterlagen verbinden diesen Ansatz ausdrücklich 
mit dem Ziel, Jugendarbeitslosigkeit zu verringern und 
wirtschaftliche Perspektiven in Halabja zu stärken.

Für eine von Konfliktfolgen und wirtschaftlicher Unsi-
cherheit geprägte Region betrifft Beschäftigungsförde-
rung damit eine grundlegende Frage gesellschaftlicher 
Stabilisierung. Fehlende berufliche Perspektiven können 
wirtschaftliche Abhängigkeit verstärken und Abwanderung 
begünstigen. Die Projektunterlagen beschreiben gerade 
junge Menschen als eine Bevölkerungsgruppe, für die 
mangelnde Beschäftigungsmöglichkeiten und die Diskre-
panz zwischen Ausbildung und Arbeitsmarkt langfristige 
Folgen haben. Ein Zugang zu Qualifikation und praktischer 
Berufserfahrung eröffnet dagegen die Möglichkeit, eige-
nes Einkommen zu erwirtschaften und eine wirtschaftliche 
Perspektive in der Region aufzubauen.

Im Kontext der aktuellen Priorisierungsdebatte macht die-
ses Projekt deshalb eine Form von Unterstützung sichtbar, 
deren Wirkung sich über einen längeren Zeitraum entfaltet. 
Seine Ergebnisse treten über einen längeren Zeitraum ein. 
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BRIDGES II: Bildung 
für jugendliche Wai-
sen in Jordanien

hatten während ihres Studiums bereits ein Praktikum 
absolviert. Welche Bedeutung praktische Erfahrung für 
die berufliche Orientierung haben kann, beschreibt eine 
Studentin aus Halabja: „Mein Praktikum am Gericht hat 
mir geholfen, einen Einblick in meine spätere juristische 
Arbeit zu bekommen.“ 

Nur rund 12 % der Studierenden 



Für 30 Absolventinnen und Absolventen sind im weiteren 
Verlauf Praktika vorgesehen. Sie dauern drei bis vier Mo-
nate und sollen fachlich zum jeweiligen Studienbereich 
passen. Während dieser Zeit ist ein monatlicher Zuschuss 
von 300 jordanischen Dinar vorgesehen. Die Erfahrungen 
aus dem BRIDGES I Projekt fließen auch hier in die Aus-
gestaltung ein. Die externe Evaluierung hatte gezeigt, dass 
Praktika bislang nur begrenzt in reguläre Beschäftigung 
übergingen. BRIDGES II verbindet sie deshalb enger mit 
der vorherigen Berufsvorbereitung und sieht Vereinba-
rungen mit aufnehmenden Institutionen vor. Damit wird 
das Praktikum als konkrete Übergangsphase nach dem 
Studienabschluss eingesetzt.

BRIDGES II zeigt damit eine Form von Unterstützung, deren 
Wirkung stark von Kontinuität abhängt. Bei einem bereits 
begonnenen Studium entscheidet die Finanzierung über 
mehrere Semester darüber, ob vorhandene Bildungswege 
tatsächlich bis zum Abschluss genutzt werden können. Ein 
früher Förderabbruch kann bereits erreichte Fortschritte 
gefährden und junge Waisen erneut einem wirtschaftlichen 
Druck aussetzen, den das Projekt gerade reduzieren soll. 
Die Bedeutung dieser Arbeit zeigt sich deshalb weniger 
in einer kurzfristig messbaren Krisenintervention als in 
der Verhinderung einer längerfristigen Verschärfung be-
stehender Verwundbarkeit.

Den Kern bildet die Finanzierung des Studiums. Die jewei-
ligen Studiengebühren werden direkt an die Hochschu-
len überwiesen. Zusätzlich erhalten die Teilnehmenden 
finanzielle Unterstützung für Studienmaterialien. Alle 70 
Studierenden sollen mit Laptops ausgestattet werden, 
damit fehlende technische Ausstattung den Zugang zu 
Lehrangeboten und die Bearbeitung universitärer Aufga-
ben nicht einschränkt. Islamic Relief Jordanien begleitet 
den Studienverlauf semesterweise und prüft anhand der 
Hochschulnachweise, ob die geförderten Kurse erfolgreich 
absolviert wurden.

Der Studienabschluss bildet anschließend den Ausgangs-
punkt für die berufliche Vorbereitung. Alle 70 Teilneh-
menden sollen Qualifizierungsangebote erhalten, die auf 
konkrete Anforderungen beim Berufseinstieg ausgerichtet 
sind. Vorgesehen sind unter anderem Bewerbungskompe-
tenzen und digitale Fähigkeiten. Psychosoziale Elemente 
greifen den Umgang mit Belastung und die Entwicklung 
von Selbstvertrauen auf. Die Projektplanung orientiert 
diese Angebote zeitlich am Studienverlauf, damit sie den 
Übergang in die berufliche Phase unterstützen.
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Die Auswahl erfolgt über eine Vulnerabilitätsprüfung. 
Berücksichtigt werden unter anderem die finanzielle 
Situation des Haushalts und das Risiko eines 
Studienabbruchs. Auch bestehende Stipendien 
sowie der bisherige Studienverlauf fließen in die 
Entscheidung ein. Studierende aus der ersten 
Projektphase, die ihren Abschluss noch nicht erreicht 
haben, werden besonders berücksichtigt.

BRIDGES II knüpft an das bestehende Waisenpatensc-
haftsprogramm von Islamic Relief Jordanien an. Dieses 
endet regulär mit dem Übergang ins Erwachsenenalter. 
Das Projekt setzt genau an dieser Schwelle an und sc-
hafft für ehemalige Patenschaftskinder eine weiterfüh-
rende Unterstützung während des Hochschulstudiums. 
In der Projektplanung ist BRIDGES II deshalb auch als 
möglicher Baustein einer längerfristigen Begleitung 
nach dem Ende der klassischen Waisenpatenschaft vor-
gesehen.

BRIDGES I unterstützte von Januar 2023 bis September 
2025 insgesamt 60 junge Waisen in Jordanien beim 
Zugang zu höherer Bildung. Das Projekt übernahm Stu-
diengebühren und ergänzte die Hochschulförderung 
durch Angebote zur Vorbereitung auf den Berufseins-
tieg. 30 Studierende nahmen an entsprechenden Schu-
lungen teil, 16 von ihnen absolvierten ein viermonatiges 
Praktikum.

Wer wird für BRIDGES II ausgewählt? 

Was passiert nach dem Ende der
Waisenpatenschaft?

BRIDGES I auf einen Blick

Die vorgestellten Projekte unterscheiden sich in ihrem 
Kontext und ihrer konkreten Ausrichtung. Gemeinsam ist 
ihnen, dass ihre humanitäre Wirkung häufig über einen 
längeren Zeitraum entsteht. Sie sichern Fähigkeiten und 
Strukturen, die Menschen dabei unterstützen, Krisenfol-
gen zu bewältigen und eigene Handlungsmöglichkeiten 
zurückzugewinnen.

Diese zeitliche Dimension gerät durch eine immer engere 
Priorisierung unter Druck. Eine Maßnahme kann für die 
Stabilisierung einer betroffenen Gemeinschaft entschei-
dend sein, obwohl ihre Wirkung sich weder innerhalb we-
niger Tage zeigt noch unmittelbar an geretteten Leben 
messen lässt. Bildungsangebote können verhindern, dass 
Kinder über längere Krisenverläufe den Anschluss verlie-
ren.

Was die Projektbeispiele gemeinsam zeigen
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Psychosoziale Angebote können Menschen dabei unter-
stützen, Gewalt und Vertreibung zu verarbeiten. Maßnah-
men zur Sicherung von Einkommen und beruflichen Pers-
pektiven können wirtschaftliche Abhängigkeit verringern 
und langfristige Krisenfolgen begrenzen.

Die Projektbeispiele zeigen zugleich, dass die Folgen einer 
engeren humanitären Priorisierung an den Schnittstellen 
zur Entwicklungszusammenarbeit spürbar werden können. 
Gerade in langanhaltenden Krisenkontexten greifen akute 
Hilfe und längerfristige Stabilisierung häufig ineinander. 
Wenn Finanzierung stärker auf unmittelbar lebensrettende 
Bedarfe konzentriert wird, geraten Maßnahmen mit länge-
rem Zeithorizont leichter unter Druck. Dazu gehören auch 
Ansätze, die formal eher der Entwicklungszusammenarbeit 
oder Übergangshilfe zuzuordnen sind, für die betroffenen 
Gemeinschaften aber Teil derselben Krisenbewältigung 
sind. Bleibt diese Unterstützung aus, können aufgebau-
te Kapazitäten verloren gehen und Übergänge zwischen 
akuter Hilfe und längerfristiger Stabilisierung schwieriger 
werden. 

   Vgl. Ralf Südhoff, Centre for Humanitarian Action, Herausforderungen für das humanitäre System, Stellungnahme zur öffentlichen Anhörung 
des Ausschusses für Menschenrechte und humanitäre Hilfe, 2026, S. 7.

sichtbar zu machen, welche Arbeitsbereiche und Bevöl-
kerungsgruppen wiederholt aus der Finanzierung zurück-
fallen. Erkenntnisse humanitärer Organisationen aus der 
praktischen Umsetzung sollten in diese Bewertung ein-
bezogen werden. 

Die weitere Ausgestaltung des Humanitarian Reset wird 
daran zu messen sein, ob sie den unmittelbaren Hand-
lungsdruck bewältigt und zugleich verhindert, dass zent-
rale humanitäre Bedarfe dauerhaft aus dem Blick geraten. 
Deutschland sollte diesen Maßstab in seiner eigenen För-
derpolitik und in seiner internationalen Rolle konsequent 
vertreten.

Die Bundesregierung sollte ihre eigene Rolle bei den fi-
nanziellen Rahmenbedingungen berücksichtigen, unter 
denen die Hyperpriorisierung notwendig geworden ist. 
Mit der deutlichen Absenkung der deutschen humanitären 
Mittel hat Deutschland zu einem engeren internationalen 
Finanzierungsrahmen beigetragen. Für kommende Haus-
halte sollte deshalb wieder ein höheres und verlässlicheres 
Niveau humanitärer Finanzierung angestrebt werden.

Gleichzeitig braucht die deutsche Förderpolitik ausrei-
chend Spielraum für Maßnahmen, deren humanitäre Wir-
kung sich erst über längere Zeiträume entfaltet. Bei der 
Prioritätensetzung sollte stärker berücksichtigt werden, 
welche Folgen der Wegfall solcher Angebote für betrof-
fene Menschen und für den weiteren Verlauf einer Krise 
haben kann. 

Innerhalb der OCHA Donor Support Group sollte Deutsch-
land darauf hinwirken, die Folgen der Hyperpriorisierung 
regelmäßig auszuwerten und bei ihrer Weiterentwicklung 
zu berücksichtigen. Von besonderer Bedeutung ist dabei,

Empfehlungen an die Bundesregierung


